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MeerRumanıen un! der Ukraine gelegene
Republik Moldau W alr VO 1940 bis
1991 dem Namen „Sozialisti-
che Moldavische Sowjetrepublik“ CIHE der 15 Republiken der

Vor 1940 gehörte das heutige Territorium 7zwischen rut un: Dnjestr
(rumänisch „Nistru Rumänıen Nach dem Zertall der Sowjetunion
tauchte CS 1991 als eigenständiger Staat auf der Weltkarte aut 1992 wurde
CS Mitglied der Vereıinten Natıionen und gehört SEeITt 1993 auch der (:
meinschaft Unabhängiger Staaten

Politische Strukturen

Staatssprache 1STt gemäißs der Verfassung das Rumänische ach
1994 verabschiedeten Beschluss des Parlaments das damals mehrheitlich
kommunistisch OTrTJjeNtiert WAal, „Moldavisch“ ZENANNTL Die Hauptstadt
Chisinau MI (2008) 785 100 FEinwohnern liegt eLIwa 100 km VO der
rumänischen Grenze entternt Im ()sten der Republik hat sich 1990 C111

schmaler Streiten entlang des linken Dnjestr Ufters MI e1111-

SCH Ortschaften auf der rechten Flussseite YARBE „Unabhängigen Republik
Transnistrien“ (ca 560 3006 Einwohner) mMi1t der Hauptstadt Tiraspol
ausgerufen, der jedoch bisher die internationale Anerkennung fehlt

Seit 1999 1ST die Republik Moldau C4I parlamentarische Republik MITL

Parlament mMi1t 101 Abgeordneten, die alle Jahre ber Parteilisten
gewählt werden Das Parlament wählt den Staatspräsidenten als Staats-
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chef für Jahre; der Präsident legt dem Parlament seıinen Kandidatenvor-
schlag für das Amt des Premierministers Regierungscheft) ZAHT: Geneh-
mıgung VOI,; der Premierminister wiederum lässt das VO ı:hm_
mengestellte Regierungskabinett VO Parlament bestätigen. Im A Q bar
wartıgen, März 2005 gewählten Parlament gehört eiıne Mehrheit
VO 55 Abgeordneten der Kommunistischen Partei (POCRM) Die alte
kommunistische Partei W ar 1991 als vertassungsfeindlich verboten WO1I-

den, STE wurde jedoch 1mM November 1993 dem Namen „Partıdul
Comunistilor din Republica Moldova wiederbelebt und kam bei den
Wahlen 2001 die Regierung.

Die parlamentarische Upposition reprasentieren 1er politische
Gruppierungen: das „Bündnis Moldova oastra“ MN), die Demo-
kratische Partei die Christlich Demokratische Volkspartei
(PPCD) und die Sozialliberale Partei SOWI1e ein1ıge parteiunab-
hängige Abgeordnete. Die politische Zersplitterung wird daran erkenn-
bar, ass CS och weıtere, nicht 1MmM Parlament vertirefene Parteien oxibt.

Am April 2005 wurde der Vorsitzende der kommunistischen
PCRM, Vladimir Voronıin, mı1t den Stimmen der eigentlich der Upposi-
t10n angehörenden Abgeordneten VO PPCD; PD  z und PSL. 1m Wider-
spruch deren anti!kommunistischen Wahlversprechen Z 7zweıten
Mal ZU Staatspräsident gewählt. Dieses ZUgUNStEN der Kkommunisten
abgegebene Votum löste 1n der Wiählerschaft orofße Enttäuschung AUS

und ZO2 elıne jahrelange politische Apathie ach sich Die gegenwartıge
Regierung oibt ZW ar VOL, rein „technokratisch“ andeln, tatsächlich
aber sind Premierminister un! Kabinett überzeugte PCRM-Anhänger.

Ruckblick auf die eıt der en

Nach einahe acht Jahren neokommunistischer Kegierung befindet sich
die Republik Moldau heute 1n eiıner akuten wirtschaftlichenun soz1ialen
Krise. Die Mehrheit der Bevölkerung, insbesondere die nichtkommuni-
stische Wählerschaft, 1St zutiefst frustriert, hatte doch das Land, bis

August 1991 unabhängig wurde, eine bereits 1988 mi1t Gorbatschows
Perestroika einsetzende dramatische Phase nationaler Wiedergeburt
durchlaufen, in der die tortschrittlichen Kreise der Gesellschaft 1ın einer
Volksfront die der Sowjetherrschaft verlorenen Rechte eingefor-
ert hatten, in ErsSter Linie das Recht auf den Gebrauch der eigenen
(rumänischen) Muttersprache 1n chulen, Rechtssystem, Gesundheits-



9öffentlichem DDienst UÜSW..; das Recht auf Benutzung des ateini-
schen Alphabets anstelle des VO den 5SowjJets verordneten kyrillischen,
das Recht auf freie Meinungsäußerung, auftf Gewi1ssens-, Glaubens- und
Religionsfreiheit un vieles andere mehr

Obgleich S1C sich dern massıven Widerstand seltens der Sowjetmacht
auUSgESELZL sahen, beteiligten sich Hunderttausende den Protest- und
Solidaritätskundgebungen; ein grenzenloser Enthusiasmus hatte die
Autständischen gepackt. Tatsächlich fasste die Legislative der Oberste
Sowjet, aAb 1990 das Parlament zahlreiche EntscheidungenVO natıona-
ler Bedeutung: Rumänisch als Staatssprache 1in lateinischer Schrift 1989
eine EeEU«C dreitarbige Flagge anstelle der sowjetischen rot-grunen 990),;
eıne CH«E MHymne 1991) SOWI1Ee Beschlüsse hinsichtlich Demokratisie-
LULNS und Entideologisierung VO Unterricht und Kultur. Diese Erfolge
beflügelten die Menschen. Ihre Erwartungen hinsichtlich der Durchset-
ZUNg demokratischer Reformen richteten sich auft das =  9 1990 emoOo-
kratisch gzewählte Parlament. Nur leider che meılsten Abgeord-

nıcht AUS den Reihen der demokratischen Volkstront, sondern AUS

politischen Oormatıonen der ehemaligen Nomenklatur und sowjetischer
Funktionäre und hatten sich VOrFrSCHOMUINCL, die Ausführung demokrati-
scher Parlamentsbeschlüsse verschleppen und torpedieren. Den-
och kam bis 1994 ZVerabschiedung und Umsetzung tiefgreitender
demokratischer Reformen, 1m Rechtswesen, in der Verwaltung, in
der Wirtschaft un! 1mM Bildungsbereich.

Selbstverständlich offten die Menschen, 24SS sich mi1t den politi-
schen Reformen un der Demokratisierung der soz1ialen Beziehungen
auch ihre ökonomische Situation und ihr Lebensstandard verbessern
würden. In dieser Hotffnung wurden S1e jedoch getäuscht, weil einerseılts
die Vertreter der Marktwirtschaft AaUsSs Unkenntnis viele Fehler begingen,
andererseits deren Gegner die entsprechenden Ma{ißnahmen oft behin-
derten.

uch die Lage iın Transnistrien tragt ZAH Destabilisierung bei Nach
der VO der Russischen Föderation 1990 unterstutzten Ausrufung der
Unabhängigen Republik verfolgte die deparatistenregierung eiıne derart
isolationistische und destruktive Politik, A4SSs S1Ce einen Bruder-
krieg 7wischen den Bewohnern des linken und des rechten Dnjestrufers
provozIlerte, der sich ber 1er Monate hinzog. Der Konftlikt 1St bis heute
nicht beigelegt, sodass die Region der (Grenze ZUrTr einen andauern-
den nicht HT: regionalen, sondern auch europäischen Krisenherd soz1ial-
politischer und wirtschaftlicher Instabilität darstellt. Hier werden ımmer



wieder Menschenrechte verletzt, WITF: d Kindern moldavischer Herkunft
Schulunterricht 1n rumänischer Sprache verwehrt und den Moldaviern
AUusS$s den benachbarten Ortschaften untersagt, ihre Acker un!: Felder
bestellen, weil sich diese autf transnistrischem Gebiet befinden.

Die Krise der neunziger re

So kam einer langanhaltenden Stagnation des AXArt=
schaftsgeschehens, einer Krise MI1t galoppierender Inflation un: rapider
Verarmung eines Großteils der Bevölkerung. Fuür den „kleinen Mann“
WAaltr das derart enttäuschend, Aass die Wahlen VO 1994 eiıne parlamenta-
rische Mehrheit für den Revanchisten-Flügel (frühere kommunistische
Parteisekretäre, Kolchosenvorsitzende z die sich in der Demokrati-
schen Landwirtschaftspartei PDAM zusammengefunden hatten)
brachten. NSTAFt sich aber ernsthaft dl€ Probleme der Bevölkerung

kümmern, SPTIZIE die PDAM alles daran, die Reformen der etzten
Wahlperiode wieder rückgängig machen, VOT allem die besonders
sensiblen Bereiche WwW1€e Staatssprache, Hymne UuUuSsS W In Reaktion daraut
kam 6S heftigen Studentenunruhen, die VO weıten reisen der Be-
völkerung unterstutzt wurden und Q7711 führten, A4SSs bei den Wahlen
VO 1998 die Landwirtschaftspartei die 4-Prozent-Hürde 1Ns Parlament
nıiıcht mehr schaffte un! VO der politischen Bühne verschwand. Gewin-
L1ICT W ar die „Allianz für Demokratie un Retormen“ ADR), die eıne
proeuropäische Regierung mı1t einem Jungen, energischen Premiermini-
StEeI; lon Sturza, der Spitze einsetzte. och ann gelang 65 den antı-
europäisch Orlentlierten Abgeordneten die kommunistische Parteli,

Gruppen aUus der „Allianz“ sich hinüberzuziehen un
beeinflussen, A4Ss 1999 ein (sesetz verabschiedet werden konnte, das AaUsSs

der Präsidialrepublik eiıne parlamentarische Republik machte. Die
antieuropäischen Kräfte TZWaANSCH ann 1mM November 1999 auch den
Rücktritt VO Premierminister Ilon Sturza, wenıge Tage bevor ach
Helsinki tahren und offiziell die Autfnahme der Republik Moldau 1in die

und die AF beantragen sollte DDie Chance aut eıne Annäherung
die Europäische Union W ar damit verspielt.
Nach einem aggressiven Wahlkampft, 1n dem unrealistische WArt:

schafrtliche un!: politische Versprechungen dominierten, CILallıs die
Kommunistische Partei bei den Waıahlen 2061 „auf demokratische Weise“
die konstitutionelle Mehrheit 1m Parlament. Seither zielt die neokom-
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munistische Offensive darauf Ab:; die Errungenschaften der neunziger
Jahre des etzten Jahrhunderts wieder rückgängig machen.

Schlaglichter gegenwartigen Lage

DE die Regierung ihre Wahlversprechen Lösung der drängendsten
wirtschaftlichen Probleme durch Schaffung VO Arbeitsplätzen, FOr-
derung ausländischer Investitionen ‚Haßt Beendigung des Transnistrien-
kontlikts nicht eingehalten hat, hat sich die ökonomische Lage der
Bevölkerung seither welılter verschlechtert. Zugenommen haben Korrup-
tiıon und Arbeitslosigkeit, letztere VOTL allem bei Jugendlichen, die g-
zwungenermaßen (und häufiger ıllegzal als legal) 1n anderen europäischen
Ländern Italien, Spanıien, Portugal, Griechenland, Zypern USW. Ar-
eıt suchen Uussten Zur Zeit eläuft sich die Zahl derer, die 1m Ausland
arbeiten, auft eLtwa eiıne Million Menschen. Dieser Massenexodus VO

Arbeitskräften rachte orofße so7z1ale Probleme mıiıt sich Entvölkerung
der Dörfer, sinkende Geburtenraten, Kinder, die 1n der Obhut der
Großeltern zurückgelassen wurden, Schulen hne Lehrer, weil auch die-

1mM Ausland ihr Geld verdienen, Menschenhandel Mädchen FU

sexuellen Ausbeutung, Jungen für den Organhandel. Unter derart
schlechten Bedingungen musste, da die Wirtschaft überhaupt nıcht mehr
tunktioniert, eigentlich alles längst zusammengebrochen se1n, aber Para-
doxerweise halten 1U gerade die, die 1m Land keine Zukunft hatten un
Jjetzt {ür finanzielle Rückflüsse AaUS dem Ausland SOTSCH, den Staat auf-
recht. Die Summe der solchermafßen legal 1NSs Land transferierten
Gelder macht mi1t 17 Milliarden US-Dollar den orößten 'Teil des
Sozialprodukts A4Uu  N Die Folge davon WTr eine künstliche Hochbewer-
Lung der Landeswährung, die Kauftkraft des Leu sank und die Preise
schossen 1n die Höhe die Moldavier AWABE „Europäische Preise
xibt CS schon bei Uu1ls, europäische Löhne och nicht.“ Be1 ExX{TreTN ied-
rıgen Einkommen, überhöhten Preisen für Lebensmittel, Waren aller
Art und Dienstleistungen 1St der Lebensstandard aut ein N1€e g_.
kanntes Niveau abgesunken.

Wiıe unpopulär die Regjierung inzwischen 1St, zeıgte sich bei den
Kommunalwahlen Z00% bei denen sowohl 1m Stadtrat der Hauptstadt
Chisinau als auch 1ın den meılisten Rathäusern der ländlichen Bezirke die
kommunistischen Kandidaten ihre Mandate die Uppositionsparteien
verloren. Aus Rache kürzte die Kegierung den mı1ıt Oppositionspoliti-



ern besetzten Gemeinderäten darautfhin die Finanzmittel. Der Kampf
den Burgermeıister VO Chisinau, den zweıten Vorsitzenden der

Liberalen Partel,; wird bis heute mı1t unwürdigen Mitteln weitergeführt
mI1t Verleumdungen 1n den regıerungstreuen Medien, gezielten Falsch-
meldungen 1ın der Offentlichkeit und MIt Reduzierung der Mittelzuwen-
dungen für die Stadt, womıt letztlich die Bürger dafür bestratt werden,
4SS S1Ce für Kandidaten der Upposition gestimmt haben

Am April 2009 werden d1€ nächsten Parlamentswahlen stattfinden,
un: das CL Parlament wird auch einen Staatspräsidenten
wählen Meinungsumfragen zeigen, 2SS die Menschen politisch dazuge-
lernt haben und einen Wechsel anstreben. Es zeichnet sich eiıne Tendenz

den Parteien ab, die sich nicht aut Kompromisse eingelassen haben
und eshalb den Wandel herbeitühren könnten: das „Bündnis Moldova
Noastra ; die Liberale Partei, die Liberaldemokratische Partei, die Na-
tionalliberale Partei und die „Europäische Aktion“ uch iın der bür-
gerlichen Gesellschaft LUL sich So hat das VOT einıgen Jahren
gegründete „Demokratische Forum für Rumänen 1n Moldova“, eiıne
sich unpolitische Urganisation mı1t eLtwa 200.000 Anhängern, im Dezem-
ber 2006 den Antrag gestellt, die Republik Moldau als EU-Beitrittskan-
didat autzunehmen. och och oibt 1n der Wiählerschaft auch ück-
halt für Kommunisten und Gruppierungen, die einen Wandel ablehnen,
un ZW ar insbesondere be] den Bürgern russischer, ukrainischer un:!
gagausischer Herkunft MIt Muttersprache Russisch.

Im übrigen haben Regierungspartel und Christdemokraten sich
bestens auf die Wahlen vorbereitet, Z einen durch eiıne Änderung
des Wahlgesetzes, das 1U  z Wahlbündnisse verbietet und die bisherige
4-Prozent-Klausel aut Prozent erhöht. Beide Ma{fißnahmen machen
kleineren Parteien praktisch unmöglich, ihre Kandidaten künftig 1Ns
Parlament bringen. Außerdem wurde 1mM Dezember 2007 eın (sesetz
verabschiedet, das Bürgern m1t doppelter Staatsbürgerschaft das Dassıve
Wahlrecht Himmt. Davon betrottfen sind sämtliche Moldavier rumäanı-
scher, russischer, ukrainischer der bulgarischer Herkuntft un das smd
nıcht wenige. Der Europäische Gerichtshof 1n Straßburg stellte mıiıt U)r-
tei] VO November 2008 1mM Namen der stellvertretenden Vorsitzenden
der Liberalen und der Liberaldemokratischen Partei den diskriminieren-
den Charakter dieser Einschränkungen test und verlangte eine Revıisiıon
des Gesetzes.

Da außerdem die Berichterstattung der treien Presse mı1t Vertahren
überzogen wird un!: praktisch alle Presseorgane inklusive der öffent-



lichen Radio- und Fernsehsender den Machthabern unterstehen, haben
Vertreter der Upposition keinen Zugang den Medien. Es oibt einen
einz1ıgen prıvaten IN und Radio-Sender, die weniı1gen regierungsunab-
hängigen Zeitungen laufen ständig Gefahr, verboten werden. In Re-
aktion darauf organısıert der moldavische Journalistenverband se1it letz-
te  3 Jahr Sonntag für Sonntag eiıne speakers’ corner-Veranstaltung 1mM
Freıien, Mitgliedern un Anhängern der Upposition die Möglichkeit
gegeben wird, sich frei aktuellen Problemen außern.

In etzter Zeit werden auch die Jungen Leute verstärkt aktiv. So haben
sich praktisch 1in allen demokratischen Parteien Jugendorganisationen
gebildet, die sich mi1t friedlichen Kundgebungen für die Pressetreiheit
und die Einhaltung der Menschenrechte einsetzen. Die moldavische Ju-
gend 311 Hand 1n Hand mıit der alteren (seneration ihr Land unbedingt
1in Europa integrieren.

Nach eineinhalb Jahrzehnten muühsamen Vorwärtsschreitens autf dem
Weg ZAHT: Demokratisierung, ach Auseinandersetzungen und Exper1-
MECHNICH; Erfolgen und Rückschlägen sieht s 1U also AaUs, als würden
die Moldavier allmählich doch ihre rühere Sowjetnostalgie und Men-
talität ablegen und sich entschließen, 2009 den Wandel herbeizutühren
einen Wandel, der S1€e mi1t Sicherheit glücklicher machen wird, als sS1€e
heute sind

Aus dem Rumänischen übersetzt TE  _& Elfi Hartenstein.

Die Republik Moldayu (offizielle Bezeichnung „Republica Moldova“, nicht
»erwechseln MLE der rumänischen Regıon Moldayu) liegt 7zwischen

Rumädnien UN der Uhkraine und umfasst hm? MAt 3: Millionen
FEinwohnern (gegliedert ıIn Bezirke UN das Gebiet der agalt-
SCNL , 78 Prozent der Bevölkerung sind rumänischstämmig, daneben Russen,
Ukrainer und Gagausen, 1Nne christianisierte turkische Volksgruppe). Hanpt-
stadt (und gröfßte Stadt) ıst Chisinau (Ca 785.000 Einwohner). Politisch und
wirtschaftlich ıst das Land mieler Reformansätze ın den neunziger Jahre
recht instabil, Wa ZUNY Massenabwanderung Junger Arbeitssuchender INS
zwestliche Ausland geführt hat DEn den wichtigsten Erzeugnissen gehören
Obst, Gemuse, Wein und Tabak, die nach Russland UN ın andere Länder
der GE exportiert werden. Bıs 1940 gehörte die Region Rumänien,
danach ZUNY Sowjetunion. Bereits 1990 spaltete sich Transnistrien (Hauptstadt
Tiraspol; Bevölkerung ZIYEL Dritteln russisch und ukrainisch) ab; der Kon-
flikt ıst his heute nicht gelöst.


